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Der Schwerpunkt der Thätigkeit des Bezirksausſchuſſes liegt in 
den ſeiner Entſcheidung zugewieſenen Angelegenheiten, außerdem aber 
hat der Amtshauptmann noch in vielen Fällen den Bezirksausſchuß als 
berathendes Organ zuzuziehen, ſo bei allgemeinen, das Intereſſe des 
Bezirks betreffenden polizeilichen Maßregeln, inſofern nicht Gefahr im 


| : 
hauptmanns oder des Bezirksausſchuſſes Vorerörterungen und Vermittlungs⸗ 
verſuche anzuſtellen. 
Um ein vollſtändiges Bild von der Thätigkeit des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes zu geben, iſt außer ſeiner entſcheidenden und berathenden, 
noch ſeine verwaltende Thätigkeit zu erwähnen. Der Bezirksausſchuß iſt 
das ſtändige Organ des Bezirks, der Verwalter des Bezirksvermögens 
und der Bezirksanſtalten, ihm liegt die Aufſtellung des Haushaltsplans 
und der Bezirksjahresrechnung ob. Derſelbe vertritt den Bezirksverband 
gegenüber den Bezirksangehörigen, ſowie nach außen. 
Weiters kommt zu erwähnen der Wirkungskreis der Bezirks⸗ 
verſammlung. Die Bezirksverſammlung tritt unter dem Vorſitze des 
Amtshauptmanns — für Fälle der Behinderung wählt die Bezirks⸗ 
verſammlung einen Stellvertreter — ſo oft zuſammen, als die Ver⸗ 
hältniſſe es nöthig machen, mindeſtens aber einmal im Jahre. Dieſelbe 
iſt in Vertretung des Bezirksverbandes berechtigt: 1. für gemeinnützige 
Zwecke, welche geſetzlich zu Bezirksangelegenheiten erklärt find oder er⸗ 
klärt werden, Einrichtungen und Ausgaben zu beſchließen und zu dieſem 
Behufe das Vermögen des Bezirks zu verwenden, Anleihen aufzunehmen, 
ſowie den Bezirk mit Abgaben zu belaſten. Zu Bezirksangelegenheiten 
ſind für jetzt erklärt: Einrichtungen zum Zwecke der Armenverſorgung, 
der öffentlichen Krankenpflege, zur Beförderung des Communications⸗ 
wegebaues und zur Abwehr eines allgemeinen Nothſtandes. Die Bezirks⸗ 


Verzuge iſt, bei der Frage über die Befürwortung von Staatsbeihilfen verſammlung iſt ferner berechtigt: 2. zu beſchließen, in welcher Weiſe 
zu communlichen Straßenbauten, bei den Wahlen der Sachverſtändigen Leiſtungen, welche dem Bezirke als Ganzem obliegen, wenn deren Auf⸗ 
in Expropriationsſachen, bei der Begutachtung von Anträgen auf Be⸗ bringungsweiſe nicht durch das Geſetz vorgeſchrieben ift, geleiſtet bez. 


richtigung von Waſſerläufen, in allen anderen Fällen, in welchen die 
Begutachtung durch den Bezirksausſchuß durch beſondere Beſtimmung 
vorgeſchrieben iſt, oder durch die vorgeſetzte Behörde erfordert oder von 
der Amtshauptmannſchaft aus eigener Bewegung für zweckmäßig erachtet 
wird. Das Gehör des Bezirksausſchuſſes als berathendes Organ iſt zur 
Zeit nur in den Gemeindeordnungen vorgeſchrieben. So iſt der Bezirks⸗ 
ausſchuß beiſpielsweiſe zu hören, wenn der Amtshauptmann die Be⸗ 
ſtätigung der Wahl des Bürgermeiſters bez. Gemeindevorſtandes und 
der zu ſeiner Stellvertretung bei Handhabung der Ortspolizei berufenen 
Stadtrathsmitglieder, bez. Gemeindeälteſten verſagt, wenn er die Aus⸗ 
führung eines vom Bürgermeiſter, bez. Gemeindevorſtande für das Ge⸗ 
meinweſen nachtheilig gehaltenen Beſchluſſes des Stadtgemeinde⸗, bez. 
Gemeinderaths unterſagt u. ſ. w. 

Abgeſehen von dieſen Functionen des Bezirksausſchuſſes als 
Körperſchaft ſind die Mitglieder als Einzelne berufen, die Bezirks⸗ 
verwaltung bei Löſung ihrer Aufgaben zu unterſtützen. Insbeſondere 
haben ſie bei der Auſſicht über die Ortspolizeiverwaltung mitzuwirken, 
zu ihrer Kenntniß gelangende öffentliche Uebelſtände dem Amtshauptmann 
mitzutheilen und bei demſelben die geeigneten Anträge zu deren Abhilfe 
zu ſtellen, in den dem Bezirksausſchuſſe zur Entſcheidung zugewieſenen 
Angelegenheiten auf Anſuchen der Parteien oder im Auftrage des Amts⸗ 


repartirt werden ſollen; 3. den Bezirkshaushaltsplan ſeſtzuſtellen, die 
Bezirksjahresrechnung zu prüfen und zu juſtificiren, die Auſſicht über 
die Verwaltung des Bezirksvermögens und der Bezirksanſtalten zu führen, 
ſowie über die Anſtellung und Beſoldung der für dieſe Verwaltung 
etwa erforderlichen Beamten Beſtimmung zu treffen; 4. im allgemeinen 


Intereſſe des Bezirks bei den höheren Behörden Anträge zu ſtellen; 
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Bezirkszwecken zu beauftragen und 6. die Wahlen in den Bezirks⸗ und 
in den Kreisausſchuß, ſowie die geſetzlich ſonſt der Bezirksverſammlung 
zugewieſenen Wahlen zu vollziehen. Zu den letzteren gehören zur Zeit 
die Wahlen der bürgerlichen Mitglieder der Militär⸗Erſatz⸗Cpmmiſſionen, 
der Vormuſterungs⸗Commiſſionen und der Taxatoren, ſowie eines Theils 
der Mitglieder der Einkommenſteuer⸗Einſchätzungs⸗Commiſſionen. 

Ueber den Amtshauptmannſchaften ſtehen vier Kreishauptmann⸗ 
ſchaften. Wie Erſteren ein Bezirksausſchuß, ſo iſt Letzteren ein Kreis⸗ 
ausſchuß beigegeben. In den Regierungsbezirken der Kreishauptmann⸗ 
ſchaften Dresden, Leipzig und Zwickau wird von jeder Bezirksverſammlung 
und von den Stadtbezirken Dresden, Leipzig und Chemnitz je ein Ab⸗ 
geordneter in den Kreisausſchuß gewählt. Die Wahl der Abgeordneten 
der drei Städte wird von dem Stadtrathe und den Stadtverordneten 
in gemeinſamer Sitzung vorgenommen. Im Regierungsbezirk Bautzen, 


welcher nur vier Amtshauptmaunſchaften umfaßt, wählt jede Bezirks⸗ 
verſammlung zwei Abgeordnete in den Kreisausſchuß. Die Wahlkörper⸗ 
ſchaften ſind darin, auf wen ſie bei der Wahl ihr Augenmerk richten 
wollen, abgeſehen von den allgemeinen Erforderniſſen der Wählbarkeit, 
völlig unbeſchräukt. 

Die Kreishauptmannſchaften find: I. die unmittelbar delegirten 
Organe der Staatsregierung für die innere Staatsverwaltung. Als ſolche 
führen fie 1. die Auſſicht über die Thätigkeit und Geſchäftsverwaltung 
ſämmtlicher, dem Miniſterium des Innern unterſtehenden Verwaltungs⸗ 
behörden in ihrem Bezirke, ſind 2. die nächſtvorgeſetzte Gemeindeaufſichts⸗ 
behörde für diejenigen Städte, in welchen die revidirte Städteordnung 
gilt und beſorgen 3. alle ſonſtigen Geſchäfte, welche nach der ſeitherigen 
Verfaſſung den Kreisdirectignen, namentlich auch innerhalb der Reſſorts 
der Miniſterien der Finanzen und des Krieges obgelegen haben. 
II. Entſcheidende Behörden. Als_folche erkennen fie 1. in erſter Inſtanz 
a) in denjenigen Angelegenheiten, in welchen die Beſchlußfaſſung und 
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die ihr obliegenden und im öffentlichen Intereſſe nöthigen Leiſtungen 
und Einrichtungen, insbeſondere die Befchaffung der dazu erforderlichen 
Mittel unterläßt. 

Als berathendes Organ dient der Kreisausſchuß dem Kreishaupt⸗ 
mann in allen den Fällen, in welchen die Verne hmung ſeines Gut⸗ 
achtens durch Geſetz oder Verordnung vorgeſchrieben iſt oder von der 
Miniſterialbehörde für den einzelnen Fall angeordnet oder von dem 
Kreishauptmann ſelbſt für zweckmäßig erachtet wird. Geſetzlich vor⸗ 
geſchrieben iſt das Gehör des Kreisausſchuſſes: a) wenn von dem 
Miniſterium des Innern die Vereinigung mehrerer Gemeinden bez. Guts⸗ 
bezirke für beſtimmte Gemeindezwecke zu Einem Gemeindeverbande an⸗ 
geordnet wird, b) wenn von dem Miniſterium des Innern einzelne 
Grundſtücke gegen den Willen der Betheiligten mit einem Stadtbezirke 
vereinigt werden, c) wenn der Kreishauptmann die Beſtätigung der 
Wahl des Bürgermeiſters oder des Stellvertreters desſelben verſagt, 
d) bei Begutachtung von Anträgen des Stadtraths und der Stadt⸗ 


Verfügung durch die Reichs- oder Bundesgeſetzgebung der „höheren verordneten auf Dispenſation von Beſtimmungen der revidirten Städte— 
Verwaltungsbehörde“ oder „Regierungsbehörde“ übertragen iſt; b) in ordnung, e) wenn von dem Miniſterium des Innern die Errichtung 
denjenigen Adminiſtrativjuſtizſtreitigkeiten, bei welchen Gemeinden folder | neuer Landgemeinden oder die Vereinigung mehrerer für ſich beſtehenden 
Städte, in welchen die revidirte Städteordnung gilt, als Partei betheiligt, Landgemeinden oder die Vereinigung einer Landgemeinde mit einer 
oder welche zwiſchen Gemeinden anhängig ſind, die nicht dem Ver⸗ Stadtgemeinde u. ſ. w. verfügt wird, k) wenn das Miniſterinm des 
waltungsbezirke einer und derſelben Amtshauptmannſchaft angehören; Innern eine Veränderung beſtehender Bezirksgrenzen, die Bildung 


2. in zweiter Inſtanz über Recurſe und Beſchwerden gegen Verfügungen 
uud Entſcheidungen der Amtshauptmannſchaften und bez. Bezirksaus⸗ 
ſchüſſe, mit Ausnahme der Entſcheidungen in Adminiſtrativjuſtizſachen, 
in welchen der Recurs ſtets an die Miniſterialinſtanz geht, der Polizei⸗ 
direction zu Dresden und des Polizeiamts zu Leipzig, ſowie der Stadt⸗ 
räthe der Städte mit revidirter Städteordnung. 

Der Kreisausſchuß, welcher gleich dem Bezirksausſchuſſe theils 
beſchließendes und entſcheidendes, theis berathendes Organ iſt, hat 
bei der Entſcheidung in zweiter Inſtanz in den Fällen mitzuwirken, wo 


es ſich um Recurſe und Beſchwerden gegen Entſcheidungen handelt, 


welche in erſter Inſtanz a) von der Amtshauptmannſchaft unter Mit- 
wirkung des Bezirksausſchuſſes über Beiträge und perſönliche Leiſtungen 
für den Bezirk, b) von Stadträthen derjenigen Städte, in welchen die 
revidirte Städteordnung eingeführt iſt, über Einſprüche in Bezug auf 
die Stimmberechtigung und Wählbarkeit bei öffentlichen Wahlen und 


über Beiträge und perſönliche Leiſtungen für die Gemeinde oder zu | 


Zwecken der Armenverſorgung ertheilt worden find. 

In allen übrigen Fällen haben die in zweiter Inſtanz zu er⸗ 
theilenden Entſcheidungen collegialiſch durch den Kreishauptmann und 
zwei der ihm beigegebenen Beamten zu erſolgen. 

Als zur Entſcheidung in erſter Inſtanz berufenes Organ hat der 
Kreisausſchuß mitzuwirken bei dem Verſpruch von Adminiſtrativjuſtiz⸗ 
ſtreitigkeiten, über den Unterſtützungswohnſitz und über Verbindlichkeiten 
der Armenverſorgung, bei welchen Gemeinden ſolcher Städte, in welchen 
die revidirte Städteordnung gilt, als Partei betheiligt, oder welche 
zwiſchen Gemeinden anhängig ſind, die nicht dem Verwaltungsbezirke 
einer und derſelben Amtshauptmannſchaſt angehören. Ferner bei der 
Beſchlußfaſſung über Anträge auf Unterſagung der ferneren Benützung 
gewerblicher Anlagen, über anderweite Regulirung der Kehrbezirke der 
Schoruſteinfeger nach der Gewerbeordnung, über Geſuche um Coneeſſion 
bez. Erlaubniß zu gewiſſen gewerblichen Unternehmungen, u. ſ. w. 

Der Hauptwirkungskreis des Kreisausſchuſſes liegt in ſeiner Theil⸗ 
nahme an Ausübung des ſtaatlichen Oberaufſichtsrechts über diejenigen 
Städte, welche die revidirte Städteordnung haben. In den meiſten 
Fällen, in welchen eine Cognition der Aufſichtsbehörden einzutreten hat, 
iſt die Mitwirkung des Kreisausſchuſſes vorgeſchrieben. So iſt, wie bei 
den mittleren und kleinen Städten und den Landgemeinden die Ge⸗ 
nehmigung des Bezirksausſchuſſes, die Genehmigung des Kreisausſchuſſes 
erforderlich zu Aenderungen des Gemeindebezirks, zu Verminderung des 
Stammvermögens, zu Uebernahme bleibender Verbindlichkeiten auf die 
Stadtgemeinde, zu Anordnungen in Bezug auf die Bewirthſchaftung der 
Gemeindewaldungen, zu Feſtſtellung des Anlagefußes u. ſ. w. Des⸗ 
gleichen hat der Kreisausſchuß mitzuwirken bei Entſcheidungen über 
Einwendungen gegen den Ausſpruch der Stadtverordneten über das 
Vorhandenſein von Ablehnungsgründen bei der Wahl zu einem ſtädtiſchen 
Ehrenamte, auf Recurſe gegen die Entſchließung des Stadtraths über 
Einſprüche gegen die Wahlliſte, und von Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Stadtrath und Stadtverordneten, wie denn auch ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zum Einſchreiten gegen eine Gemeinde nothwendig iſt, welche 


neuer oder die Zuſammenlegung mehrerer Bezirke anordnet. 


Die dritte, verwaltende Function des Bezirksausſchuſſes iſt dem 
Kreisausſchuſſe fremd, da es in Sachſen weitere, über den Bezirks⸗ 
verſammlungen ſtehende Selbſtverwaltungskörper nicht gibt. Wenn com⸗ 
munale Einrichtungen und Anſtalten in Frage kommen, die nicht in 
den Grenzen des Bezirksverbandes erreicht werden könnten, ſo iſt durch 
| das Geſetz nicht ausgeſchloſſen, daß zu dieſem Behufe zwei oder mehrere 
Bezirksverbände zuſammentreten. 
Die von den Amtshauptmannſchaften und den Kreishauptmann⸗ 
ſchaften, bez. unter Mitwirkung des Laienelements ertheilten zweit⸗ 
inſtanzlichen Entſcheidungen ſind endgiltige. Ausnahmsweiſe drei In⸗ 
ſtanzen find nur für einige, in zweiter Inſtanz nicht zur Zuſtändigkeit 
der Amtshauptmannſchaften oder Kreishauptmannſchaften gehörige Ver⸗ 
waltungspartieen — die das Immobiliarbrandverſicherungsweſen und die 
Berichtigung von Waſſerläufen betreffenden Angelegenheiten beibehalten. 
In Adminiſtrativjuſtizſachen geht der Recurs, gleichviel ob die erſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidung von der Amtshauptmannſchaft oder der Kreis⸗ 
hauptmannſchaft ertheilt worden iſt, ſtets an die Miniſterialinſtanz. 
Die Zuſtändigkeit der Kreishauptmannſchaften erſtreckt ſich, wie 
aus Obigem zu erſehen, nicht auf die Kirchen⸗ und Schulſachen. In 
erſteren bilden die den Kircheninſpectionen vorgeſetzte Behörde das evan⸗ 
geliſch⸗lutheriſche Landes⸗Conſiſtorium und in Schulſachen das Miniſte⸗ 
rium des Cultus und öffentlichen Unterrichts die zweite Inſtanz. 


| Mittheilungen aus der Praxis. 

| ihren 

| Fall zur Beleuchtung der Haftungspflicht der Gemeinde für Dies 
| jenigen Koſten, welche aus der Vernachläſſigung der ihr hin⸗ 
ſichtlich des Schubweſens geſetzlich auferlegten Verpflichtungen 


| fich ergeben. 

Am 11. Jänner 1872 wurde vom Landesgerichte Graz ein 
angeblicher Eduard M., 36 Jahre alt, ein ſeit 1866 wegen Betruges 
e abgeurtheilter Vagant, welcher aus Belgrad gebürtig ſein 
wollte, nach zuletzt überſtandener 15monatlicher ſchwerer Kerkerſtrafe 
dem Stadtrathe in Graz überſtellt. Von dieſem Stadtrathe, welcher 
mittelſt ſeiner Einvernehmung die Zuſtändigkeitsverhandlung einleitete, 
ſofort auf freien Fuß geſetzt, gelangte M. ſpäter, da es ſich zeigte, 
daß er an veralteter Syphilis u. Gicht litt, am 3. September bis 
10. October 1872 zur Behandlung in's Grazer landſchaftliche allgem. 
Krankenhaus und wurde nach ſeiner von dort wegen Unheilbarkeit er⸗ 
folgten Entlaſſung auf Grund ärztl. Parere's und auf Koſten der zu 
ermittelnden Heimatsgemeinde als „erwerbsunfähig“ vom Stadtrathe 
in das Grazer ſtädt. Armenverſorgungs⸗ und Siechenhaus gegeben, wo 
er vom 4. bis 15. October 1872 verblieb und ſich dann heimlich ent⸗ 
fernte. M. trieb ſich hierauf durch mehrere Wochen in verſchiedenen 
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Orten Steiermarks herum, wurde endlich am 21. December 1872 zu zugleich aber auch auszusprechen, daß, nachdem ſich die ſeitens der Gemeinde 
Jagerberg aufgegriffen und als paßloſes Individuum, da er bekannte, Kirchbach erfolgte Abſchiebung des M. —3. nach Graz im Sinne des § 43 
aus dem Grazer Armenhauſe entlaufen zu fein, von dieſer Ge⸗ des Heimatgeſetzes als ungeſetzlich herausſtellt, die Gemeinde Kirchbach 
meinde am nämlichen Tage an die Schubſtationsgemeinde Kirchbach | verpflichtet ſei, der Heimatgemeinde Podebrad alle aus dieſer Abſch iebung 
abgeliefert. entſtandenen Schäden und Koſten zu erſetzen. Die Bezirkshauptmannſchaft 
In dem in Kirchbach aufgenommenen Conſtitute wiederholte M. | P. wurde unter Einem angewieſen, die Gemeinde Podebrad in ihrem 
das Geſtändniß ſeiner heimlichen Entfernung aus dem Armenhauſe und Regreßanſpruche wider die Gemeinde Kirchbach, falls ſie denſelben erhe⸗ 
behauptete nach Graz zuſtändig zu ſein Auf die Anfrage der Gemeinde ben ſollte, bei der zur diesfälligen Entſcheidung competenten ſteiermär⸗ 
Kirchbach über die Wahrheit dieſer Heimatangabe ertheilte der Stadt⸗ kiſchen Behörde zu unterſtützen. 
rath Graz ddo. 27. December 1872 die Auskunſt, daß in Betreff der Die Gemeinde Podebrad beeilte ſich bereits mittelſt Berichtes 
Herkunft und Heimat des genannten entlaſſenen Sträflings die Ver⸗ vom 22. September 1875, im Wege ihrer Bezirkshauptmannſchaft den 
handlung noch im Zuge ſich befinde, und derſelbe aus der proviſor. Regreß geltend zu machen, indem ſie verlangte, daß die Gemeinde 
Unterbringung im ſtädt. Verſorgungshauſe entwichen ſei. Kirchbach die ganzen ſeit der Abſchiebung des M. — . nach Graz erlaufe⸗ 
Daraufhin fällte die Gemeinde Kirchbach das Schuberkenntniß nen Verpflegskoſten pr. 64 fl. 50 kr. erſetze u. erneuerte unterm 17. 
ddo. 1. Jänner 1873 auf Abſchiebung des M. nach Graz (u. zwar October 1875 den Anſpruch, indem fie gleichzeitig die ihr durch die 
that fie es, wie ſie ſich ſpäter rechtfertigte, ohne gegen den § 43 Entſcheidungen auferlegte Zahlung von 71 fl. 10 kr. zu Gunſten der 
Gem.⸗Geſ. verſtoßen zu wollen, deßhalb, weil M. als ein in Graz ent- Commune Graz leiſtete. g 1 f 
ſprungener Sträfling zu betrachten geweſen wäre und dort bereits die Die von der Bezirkshauptmannſchaft Podebrad um Einbringung 
Sufänigtenrenhung im de e e i u gen, en g. dene lg. ase u. r le n de, e en 
In Folge deſſen gelangte M. am 2. Jänner als Schüb⸗ un; - ; „ ger Ein⸗ 
a 55 6 el 1 1 5 daſelbſt vom Stadtrathe wegen feines | bringung zu veranlaſſen, nachdem bereits von der Prager Statthalterei die 
kranken Zuſtandes und feiner Untransportabilität wieder in das ftädt. Zahlung der Gemeinde Podebrad endgiltig ausgeſprochen wurde, eine 
Verſorgungshaus auf Rechnung der noch unbekannten Heimatgemeinde derartige Verpflichtung der Gemeinde Kirchbach aus der Sachlage nicht 
geſchafft. Hier blieb er vom Jänner bis 9. April 1873 und wurde, reſultire, und der gegen dieſe Gemeinde gerichtete Rückerſatzanſpruch der 
als fein Zuſtand ſich bedenklich verſchlimmerte, vom 10. bis 27. April Prager Statthalterei für die Bezirkshauptmannſchaft Feldbach nicht 
1873 in der mit dem Verſorgungshauſe verbundenen ſtädt. Sramter | bindend. Jet... 4. bon 28. he 105, legte ae de Mile 
anſtalt verpflegt, bis er am letztgedachten Tage ſtarb. | U ERNEST ober „legte darauf die Bezirks⸗ 
Die inzwiſchen über die Zuſtändigkeit des M. gepflogenen Er⸗ e ee an 
hebungen führten in Folge der Lügenhaſtigkeit feiner Angaben zu halt etz 2 bei. d 9 = 55 5 15 Bi = a 
keinem Reſultate; die Nachforſchungen in Belgrad, Slavonien, Ungarn li mich en i 40 8 eee e a 
und bei den Militärbehörden lieferten nur negatives Ergebniß. Da wefens in rem Bezirke beruſene Organ und als die allein competente 
auch im Inlande keine Gemeinde das Heimatrecht anerkennen wollte 5 19 75 5 9 ee weg ede 
und die politiſchen Behörden erſter Inſtanz unter einander ſich nicht 1 Kot 99 5 Ge ha 5 1 5 bach; e de aglich n. e 5 fre 1015 
einigen konnten, gelangte die Verhandlung zur Vorlage an die Statt⸗ 9 1911 ant f 8 10 0 zum fre 1 5 5 f 5 1 5 15 8 45 
dei in Graz behufs Entscheidung über MS Zuweiſung. ezir Shaup annſchaf Fe ach eröffnete, daß fie ſich eren Dar in 
halterei in ö i gen nicht anzuschließen vermöge. Denn erſtlich habe die Gemeinde Kirch⸗ 
Zu der Zuweiſung kam es indeß nicht, indem M. noch vor der 


8 bach durch die Abſchiebung des M. — 3. nach Graz, nachdem ihr conſta⸗ 
Entſcheidung, wenige Tage vor ſeinem Ableben, endlich der ſtädtiſchen e ſch nn 8. nad) 5 0 ) N 


; Eu so: tirter u. eingeſtandenermaßen deſſen Zuſtändigkeit unbekannt war, gegen 
Krankenhausverwaltung ein protokollariſches Geſtändniß ablegte, daß den 6 43 des Heimatgeſezes u. 9 4 des Schubgeſetzes vom 27. Juli 
ſein wahrer Name Adalbert Z. laute, daß er anno 1837 als unehe⸗ 


0555 5 ; N 5 5 5 verſtoßen, da dieſe Geſetze vor jeder Fällung eines Schuberkennt⸗ 
licher Sohn der Gemüſehändlerin Maria Z. zu Bobebrad hi Böhmen niſſes die Feſtſtellung der Zuſtändigkeit des Schüblings verlangen und 
geboren und dort zuſtändig ſei, und daß er anno 1858 in Podebrad die bloße Einleitung der Zuſtändigkeitsverhandlung damit nicht gleich⸗ 


zum 2. Dragoner⸗Regiment aſſentirt im Jahre 1865 13 der Garniſon bedeutend ſei. Ueberdies ordne auch das Schubgeſetz im $ 14 conform mit 8 4 
zu Kecskemet vom Miltärdienſte deſertirt ſei und ſich ſeither aus Furcht an, daß die Verpflegskoſten angehaltener Individuen zu den Koſten der 
vor Strafe nur unter angenommenen falſchen Namen in Ungarn und Ortspolizei gehören und hätte ſomit die Gemeinde Kirchbach den M. —8. 
Steiermark herumgetrieben habe. en: bis zur Feſtſtellung feiner Zuſtändigkeit auf eigene Koſten behalten ſollen. 
Nach Conſtatirung der Wahrheit dieſer Angaben durch den Die Bezirkshauptmannſchaft Feldbach erkannte aber unterm 6. 
requirirten Taufſchein und Regimentsgrundbuchsextract, ſowie der Iden⸗ Jänner 1876: Die Gemeinde Kirchbach ſei nicht ſchuldig, den ange⸗ 
tität der Perſon durch die im gedachten Extracte enthaltene Perſons⸗ ſprochenen Rückerſatz von 64 fl. 50 kr. zu leiſten. Gründe: Es ſcheine 
beſchreibung und durch ein an der Leiche gefundenes beſonderes Kenn⸗ allerdings, daß die im 8 43 des H. G. ausgeſprochene Haftung der 
zeichen wurde auch die Zuſtändigkeit des M. —3. nach Podebrad laut Gemeinde für alle Schäden und Koſten, welche ſie durch eine vor Feſt⸗ 
Zuſchrift der dortigen Bezirkshauptmannſchaft ddo. 10. Juni 1873 ſtellung des Heimatrechtes verfügte Abſchiebung verurſacht, auf den vor⸗ 
ſofort anerkannt. liegenden Fall anzuwendeu ſei. Allein bevor von einer Verfällung der 
Für die Verpflegung des M.—3. find der Gemeinde Graz Koſten Gemeinde Kirchbach in den Rückerſatz auf Grund dieſer Geſetzesſtelle die 
erwachſen, welche fi im Ganzen auf 71 fl. 10 kr. ö. W. beliefen Rede fein könne, müſſe in Betracht gezogen werden, daß eine logiſche 
und deren Berichtigung die Heimatgemeinde P. verweigerte, weil ſie Geſetzesinterpretation für eine ſolche Haftung außer dem Vorhandenſein 
von der fraglichen Verpflegung des M.—3. in Graz erſt nach deſſen der eulpoſen Handlung und der Vermögensminderung den Beſtand eines 
Ableben verſtändigt wurde, derſelbe ſich ſeit ſeiner Aſſentirung immer Cauſalnexus zwiſchen beiden verlange. Nun habe die Gemeinde Pode⸗ 
in der Fremde aufgehalten habe, und die Koſten, da er als deſertirter brad zwar allerdings einen Schaden zu verzeichnen. Allein eine culpofe 
Militäriſt geſtorben ſei, vom Militärärar zu tragen wären. Nachdem Handlung laſſe ſich bei der Gemeinde Kirchbach darin, daß fie einen 
auch das vom Stadtrathe begrüßte Militärärar durch das Wiener Entwichenen nach Graz zurücktransportiren ließ, nicht erblicken, und es 
Generalcommando die Zahlung ablehnte, weil M.—8. als Deſerteur fehle ebenſo der Cauſalnexus dieſer Handlung mit dem entſtandenen 
aus dem Regimentsſtande gelöſcht und nicht mehr im activen Dienfte | Schaden, indem derſelbe nur dann beſtehen würde, wenn M. —3. erſt nach 
war, jo mußte über die Erjagpflicht entſchieden werden. der Abſchiebung in das Siechenhaus hätte gegeben werden müſſen, während 
Mit dem Erkenntniſſe vom 4. Auguſt 1874 verpflichtete die er doch von dort entlaufen iſt und in das Siechenhaus nur zurückge⸗ 
Bezirkshauptmannſchaft Podèbrad die dortige Stadtgemeinde als Heimat⸗ bracht wurde, die Urſache der Vermögensminderung alſo noch aus der 
gemeinde zum Erſatze der Armenverpflegung des M. —8. im gedachten Zeit vor der Abſchiebung datirt. N . b 
Betrage von 71 fl. 10 kr. an die Commune Graz auf Grund des Gegen dieſes Erkenntniß ergriff die „Gemeinde Podebrad den 
§ 29 des Heimatgeſetzes. Recurs an die Grazer Statthalterei, worin ſie geltend machte, daß die 
Ueber den Recurs der Gemeinde Podebrad fand die Statthalterei culpoſe Handlung der Gemeinde Kirchbach ſowie der Cauſalnexus der⸗ 
mit Entſcheidung vom 9. Auguſt 1875 das Erkenntniß zu beſtätigen, ſelben mit der Vermögensminderung der Heimatgemeinde ſich leicht nach⸗ 


0 


weiſen laſſe, nur müſſe eben die Periode der erſten Unterbringung 
M.— 3.28 im Siechenhauſe von der zweiten Unterbringung daſelbſt aus⸗ 
einander gehalten werden, indem zwiſchen beiden ein Zeitraum des ob⸗ 
dachloſen Vagirens und die Aufgreifung des M. Z. als Landſtreicher 
liegt. Das Vorgehen in der erſten Periode unterlag dem Armengeſetze 
(§ 28 des H. G.) und habe demſelben vollkommen entſprochen, indem 
M. —3. aus dem allg. Krankenhauſe als unheilbar entlaſſen, auf Grund 
ärztl. Claſſification als Siecher dem Verſorgungshauſe übergeben worden 
war. Durch die heimliche Entfernung desſelben aus dieſer Anſtalt 
wurde aber ſowohl die Commune Graz von ſeiner weiteren Armenver⸗ 
pflegung, wie die Gemeinde Podebrad von der weiteren Verpflichtung 
des Aufkommens für dieſe Art der Verpflegung enthoben und vom 
Momente der Aufgreifung in Jagerberg an hatte auf die Behandlung 
des M. — . nicht mehr das Armengeſetz, ſondern nur das Schubgeſetz 
Anwendung. In das Grazer Verſorgungshaus gehörte M.—3. nicht 
zurück, indem es in ſolchen Anſtalten weder Häftlinge noch ein Ent⸗ 
weichen von dort gibt. Aber auch als entſprungener Häftling, als was 
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Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 28. Jänner 1877, 3. 966, an fAnmt- 
liche k. k. Oberlandesgerichte und Oberſtaatsanwaltſchaften, womit aufmerkſam 
gemacht wird, daß Angehörige der ungariſchen Reichshülfte, welche außerhalb 
der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie eine ſtrafbare Handlung begangen haben 
und im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Länder ergriffen werden, niemals 
an das Ausland ausgeliefert werden können, und daß nach § 59 St. N. O. 
alle Veſchlüſſe der Rathskammern der Gerichtshöfe erſter Inſtanz, wodurch eine 
Auslieferung bewilligt oder abgelehnt werden ſoll, immer dem Gerichtshofe 
zweiter Inftanz vorzulegen find. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles wird hiemit in Erinnerung ge⸗ 
bracht, daß bei dem Umſtande, als die öſterreichiſche und die ungariſche Staats⸗ 
bürgerſchaft, entſprechend der internationalen einheitlichen Stellung der öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie, wie ſolche durch das Gefetz vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 146, betreffend die allen Ländern der öſterreichiſchen Monarchie 


M. — 3. von der Gemeinde Kirchbach ausgegeben wird, hätte derſelbe gemeinſamen Angelegenheiten und namentlich durch deſſen 8 1 lit. a gegeben 


nicht auf den Schub, ſondern unter Gendarmerie⸗Escorte gehört. Da 
aber die Gemeinde Kirchbach, ungeachtet fie gewußt hat, daß M. —3˙8 
Heimatrecht noch nicht feftgeſtellt und unbekannt war, denſelben zuwider 
dem Schubgeſetze nach Graz, wo er nichts zu thun hatte, abſchieben 
ließ, ſo habe ſie für die ſeit dieſer illegalen und culpoſen Abſchiebung 
erlauſenen Koſten zu haften. Bei legalem Vorgange hätte nämlich die 
Aufgreifungsgemeinde Jagerberg ein Conſtitut aufnehmen und die 
Schubſtationsgemeinde Kirchbach auf Grund desſelben das Erkenntniß 
zur polizeilichen Anhaltung des Arreſtanten bis zur Heimatfeſtſtellung 
fällen und hierauf entweder den Arreſtanten an die Aufgreifungsgemeinde 
zur Vollziehung dieſes Erkenntniſſes zurückweiſen oder aber das Er⸗ 
kenntniß in Kirchbach ſelbſt vollziehen und die Verpflegskoſten auf 
Rechnung der Gemeinde Jagerberg vorſchießen ſollen. 


Die Statthalterei Graz theilte die Anſchauung, daß bei legalem 
Vorgehen der Gemeinde Kirchbach M. — 3. an die Aufgreifungsgemeinde 
Jagerberg hätte zurückgewieſen werden ſollen, daher der Gemeinde 
Podebrad nur jene Verpflegskoſten zur Laſt fallen können, welche in 
Jagerberg aufgelaufen wären und die Differenz zwiſchen dieſen Koſten 
und den ſactiſchen Verſorgungsauslagen ſeitens der Gemeinde Kirchbach 
rückerſetzt werden müſſe. 


Im Statthalterei⸗Auftrage wurden demnach noch die Localpreiſe 
in Jagerberg für die Verpflegung, Beköſtigung und Unterkunft eines 
ſiechen Individuums, wie fraglicher M.— 3. während der Periode Jänner 
bis April 1875 erhoben. Dieſe betragen pr. Tag im Ganzen 50 kr. 


Unterm 26. Mai 1876 fand hierauf die Statthalterei Graz 
unter Behebung des Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft Feldbach 
zu entſcheiden, daß die Gemeinde Kirchbach der Stadtgemeinde Podebrad 
einen Betrag von 7 fl. 50 kr. zurückzuerſetzen habe. Gründe: „Die 
Abſchiebung des M. — Z. von Kirchbach nach Graz war, weil vor Feſt⸗ 
ſtellung der Zuſtändigkeit erfolgt, zuwider der Vorſchrift des S 4 des 
Schubgeſetzes vom Jahre 1871, R. G. Bl. Nr. 88, und iſt deßhalb 
gemäß 8 18 dieſes Geſetzes die Gemeinde Kirchbach für diejenigen 
Koſten verantwortlich, welche ſich aus der Vernachläſſigung der geſetz⸗ 
lichen Verpflichtung ergaben. Dieſe Koſten beziffern ſich aber, nachdem 
M. — 3. in Graz vom 4. Jänner bis 27. April 1873 mit einem 
Auſwande von 64 fl. 50 kr. verpflegt wurde, dagegen in Jagerberg, 
wohin M. Z. von der Gemeinde Kirchbach hätte zur Verſorgung zurück⸗ 
gewieſen werden müſſen, die Verpflegung in dem gleichen 114 tägigen 
Zeitraume nur auf tägliche 50 kr, ſomit im Ganzen bloß auf 57 fl. | 
zu ſtehen gekommen wäre, — mit der zwiſchen dieſen beiden Verpflegs⸗ 
beträgen beſtehenden Differenz von 7 fl. 50 kr.“ | 

Dem von der Gemeinde Kirchbach gegen dieſe Statthalterei⸗ 
Entſcheidung ergriffenen Recurſe hat das k. k. Miniſterium des Innern 
ddo. 7. Februar 1877, Z. 11371 ex 1876 aus den Gründen der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge zu geben befunden. M. 


| 


‘ 


iſt, im Verkehre mit dem Auslande als' eine einheiliche Staatsangehörigkeit 
aufzufaſſen ſind, und daß daher Angehörige der ungariſchen Reichshälfte, welche 
außerhalb der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie eine ſtrafbare Handlung be⸗ 
gangen haben und im Gebiete der im Reichsrathe vertretenen Länder betreten 
werden, niemals an das Ausland ausgeliefert werden können. 

In derartigen Fällen iſt, inſoferne es ſich um ein Verbrechen oder Ver⸗ 
gehen handelt, im Sinne der mit dem Juſtizminiſterialerlaſſe vom 26. Mai 1875, 
3. 6742 kundgemachten Vereinbarung mit dem königl. ungariſchen Juſtiz⸗ 
miniſterium das im § 59 St. P. O. vorgezeichnete Verfahren durch Verhand⸗ 
lung mit dem königl. ungariſchen Gerichte des Heimatsortes einzuleiten. 

Es hat ſich bei demſelben Anlaſſe noch ferner gezeigt, daß im Gegenſatze 
zu dem regelmäßigen Vorgange, wonach die Rathskammern der Gerichtshöfe 
erſter Inſtanz, im Sinne des 859 St. P. O, ihre auf Grund eines Auslieferungs⸗ 
begehrens gefaßten Beſchlüſſe auch dann, wenn ſie nicht auf die Auslieferung 
anzutragen erachten, dem Gerichtshofe zweiter Inſtanz zur Schlußfaſſung und 
zur Einholung der Genehmigung des Juſtizminiſteriums vorlegen, doch ausnahms⸗ 
weiſe auch Fälle vorkommen, in welchen von einer ſolchen Vorlage Umgang 
genommen wird. 

Zur Herſtellung eines dem Auslande gegenüber gebotenen gleichmäßigen 
Vorganges und um die Ueberwachung jener internationalen Rechtshilfe⸗Ver⸗ 
pflichtungen zu ermöglichen, deren Wahrung kraft des oberſten Aufſichtsrechtes 
dem Juſtizminiſterium obliegt und ihm insbeſondere in Auslieferungsangelegen⸗ 
heiten durch den 8 59 der St. P. O. übertragen iſt, werden die Rathskammern 
der Gerichtshöfe erſter Inſtanz angewiefen, fortan alle Beſchlüſſe wodurch einem 
Auslieferungsbegehren Folge gegeben oder dasſelbe abgelehnt werden ſoll, immer 
dem Gerichtshofe zweiter Inſtanz vorzulegen. 

Hievon wird das k. k. Oberlandesgericht (die k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft) 
zur eigenen Darnachachtung und zur Verſtändigung der unterſtehenden Gerichte, 
(Staatsanwaltſchaften) in Kenntniß geſetzt. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Olszowa Paul Mar⸗ 
tyka das ſilberne Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Viceconſul Hugo Kutſchera zum Attache im 
Dragomanat der Botſchaft in Conſtantinopel ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem im Telegraphen⸗Correſpondenz⸗Bureau in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Telegraphenamtsofficialen Andreas Makarewicz das gol⸗ 
dene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat die Oberförſter Anton Leibſchütz und Johann 
Pitſchak zu Viceforſtmeiſtern bei der k. k. Direction der Güter des Bukowinaer 
griech.⸗orient. Religionsfondes ernaunt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Geologen, Bergrath 
Heinrich Wolf zum Chefgeologen, den Adjuncten Dr. Emil Tietze zum Geologen 
und in Aſſiſtenten Michael Vacek zum Adjuncten der geologiſchen Reichsanſtalt 
ernannt. . 
Der Finanzminiſter hat den Steuerinſpector Alois Kodermatz zum Steuer⸗ 
oberinſpector für den Bereich der Finanzdirection in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannſtelle im Status der Bezirkshauptmänner in Böhmen 
mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 65.) 

Zwei Oberamts⸗Officialſtellen beim k. k. Hauptzollamte in Wien in der 
neunten, eventuell Officialſtellen in der zehnten und Aſſiſtentenſtellen in der 
eilften Rangsclaſſe, gegen Caution, bis 22. April. (Amtsbl. Nr. 69.) 


Druck der k. Wiener Zeitung 
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